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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.04.2017 

Geschäftszahl 

Ro 2016/02/0009 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2016/02/0010 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ro 2016/02/0011 E 07.04.2017 

Rechtssatz 

Der VwGH hat zu § 51 Abs. 6 VStG ausgesprochen, dass das Verbot der "reformatio in peius" dazu führt, 
dass im Berufungsbescheid nicht die gleiche Strafe verhängt werden darf wie im Erstbescheid, sofern im 
Berufungsbescheid der Tatzeitraum reduziert wird und nicht andere Strafzumessungsgründe 
heranzuziehen sind als im Erstbescheid (vgl. E 21. Februar 2012, 2010/11/0245). Eine unzulässige 
"reformatio in peius" liegt aber dann nicht vor, wenn die Berufungsbehörde bei gleich bleibender 
Annahme der schon von der Behörde erster Instanz inkriminierten Tathandlung(en) diese einer anderen 
rechtlichen Subsumtion, etwa der Unterstellung unter eine andere Strafnorm, unterzieht und in der Lage 
ist, die Angemessenheit der verhängten Strafen auch unter diesen Umständen zu begründen (vgl. E 18. 
Oktober 2007, 2006/09/0031). Da in Verwaltungsstrafsachen auch nach der Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012 weiterhin das Verbot der "reformatio in peius" besteht, sind die Grundsätze dieser 
Rechtsprechung auch auf die nunmehride Rechtslage übertragbar (vgl. E 7. März 2016, Ra 
2015/02/0225). 
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